8 anzugeben“, zu 


genommen und 


Redaktion und Verlag 
von R. Hahn, Kirchplatz Nr. 3. 
Druck der Graßmanu'ſchen Buchdruckerei. 
Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 
Annahme: Schulzenſtraße 17, Kirchplatz 3. 
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% 90. 


Landtags⸗Verhandlungen. 
Herrenhaus. 
15. Plenarſitzung vom 22. Februar. 


Der Präſident Graf zu Stolberg-Wernigerode 
eröffnet die Sitzung um 11 ½ Uhr. 

Am Miniſtertiſche ein Regierungs-Kommiſſar. 

Der Präſident theilt mit, daß vom Abgeord⸗ 
netenhauſe Geſetzentwürfe, betreffend die Vereinigung 
der Vorſtädte vor Celle und der Stadtgemeinde Celle, 
ſowie, betreffend die Witwen- und Waiſenkaſſen der 
Lehrer und einige andere herüber gekommen und ernennt 
Refereuten und Korreferenten, nachdem die Entwürfe den 
einzelnen Kommiſſionen überwieſen ſind. 

Der dritte Gegenſtand der Tagesordnung wird 
zuerſt erledigt. Er betrifft die Vereinigung der Vor⸗ 
ſtädte vor Celle mit der Stadtgemeinde Celle. Der 
Referent Graf v. Arnim Boytzenburg empfiehlt 
die Annahme des Geſetzentwurfes, was einſtimmig 
geſchieht. i 

Der nächſte Gegenftand der Tagesordnung iſt der 
Bericht über den Geſetzentwurf, betreffend die Verfaſſung 
und Verwaltung der Städte und Flecken in der Provinz 
Schleswig⸗Holſtein. Berichterſtatter iſt Hr. Haſſelb ach, 
der die Nothwendigleit dieſes Geſetzentwurfes ausein ; 
anderſetzt und beantragt, denſelben nach der von der 
Kommiſſion vorgeſchlagenen Faſſung anzunehmen. In 
der Generaldiskuſſion ſpricht zunächſt v. Thaden gegen 
die Vorlage der Kommiſſion. Der Schleswig⸗-Holſteiner, 
meint er, ſei ein weit beſſerer Preuße, als ſie in andern 
annektirten Ländern zu finden ſind, denen man weniger 
Eigenthümlichkeiten gelaſſen, und man bedürfe erſt nicht 
ſolcher Mittel, die eine radikale Umänderung der orga⸗ 
niſchen Verhältniſſe des Landes find und ſehr ſchmerzhaft 
wirken würden. Er empfiehlt die Regierungsvorlage. 
v. Meding ſpricht in ähnlichem Sinne. Graf zur 
Lippe ſpricht gegen beide Vorlagen. Titel 1 und 2 
werden ohne Diskuſſion angenommen. Im Titel 3 
§. 33 beantragt Herr Raſch im Sinne der Kom- 
miſſtonsvorlage Alinea 2, lautend: „Im Fallc die Be 
Ätigung des Magiſtrats verſagt wird, find die Gründe 
r Verſagung dem Magistrat und der Stadtverordneten. 
ſtreichen. (Miniſter des 

rer. leg unge 
ingetreten?. Dieser Ankrah wird 

; dann ſämmtliche Paragraphen von 
Titel III. Bei. §. 38 von Titel IV. ſchlägt die 
Kommiſſion vor, unter nicht zu Stadtverordneten 
Wählbare auch zu rechnen die richterlichen Beamten, 
zu denen die techniſchen Mitglieder der Handels-, 
Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find. 
Herr Raſch erklärt ſich dagegen, Graf Rittberg und 
Herr Haſſelbach unterflügen den Antrag der Kom. 
miſſton und derſelbe wird vom Haufe genehmigt. Titel 
. werden angenommen mit den Aenderungen, 
le die Kommiſſton vorſchlägt. Bel §. 89 erklärt ſich 
— Ra ſch gegen die von der Kommiſſion vorgeſchlagene 
enderung, welche der Berichterſtatter Haſſelbach 
debt. Es handelt ſich darum, ob der Staat oder 
e Gemeinde die Polizei-Verwaltung handhaben ſolle. 
8 iniſter des Innern Graf Eulenburg ſetzt auseinander, 
aß hier Prinzip und thatjächliche Nothwendigkeit zu 
unterſcheiden ſei, daß im Prinzip die Staatsregierung 
8 Sicherheits- wie Sanitätspoligei zu leiten habe, 
* r doch die Nothwendigkelt ſich oft herausſtellt, daß 
Mi Polizei von den Stadtbehörden verwaltet wird. 
ba ewohl die Regierung etwas ſchlecht dabei zu ſtehen 
Ps jo würde fie ſich doch mit den Amendements des 
D tenee für einverſtanden erklären können, auf 
4 ee aber mit denen des Abgeordnetenhauſes. 
eding empfiehlt das Amendement, und es wird 
genommen. Tit. VIII—XII werden nach den Vor- 
chlaͤgen der Komwiſſion angenommen und ſomit die 
Fang Vorlage genehmigt. Der folgende Gegenſtand der 
mung iſt der mündliche Bericht der Kommiſſion 
Fr Pie Geſetzentwurf, betreffend die Abänderung der 
5 10 und 13 des Gemeindegeſetzes des vormaligen 
an zn vom 26. Juli 1854. Referent 
a #8 empfiehlt den Antrag der Kom- 
% ſion, den Geſetzentwurf in, der von der Kommiſſion 
orgeſchlagenen Faſſung anzunehmen. 
(Schluß folgt.) 


Graf Eulenburg 


miſſa n an⸗ 


Abgeordnetenhaus. 
| 8 3 vom 22. Februar. 

} räſident v. Forckenbeck erö 
10% Ul ffnet die Sitzung um 

„Erſter Gegenſtand der Tagesordnung find Wahl- 
prüfungen. Die Wahlen der Abgg. Thomſen (Dan- 
05 Richter (Königsberg), Bergenroth, Prof. Röpell, 
laeſſen, Winter (Biedenkopf) und Graf Schaffgotſch 
werden ohne Diskuſſion für gültig erklärt. 
N Nach dem Antrage der Budget⸗Kommiſſion wird 
n der Staatsregierung für die Allgemeine Rech⸗ 
2 des Jahres 1865 Decharge ertheilt und zugleich 
1 eſolution beſchloſſen: „die Staatsregierung auf- 

fordern, dem Landtage in der nächſten Seſſion den 


a Vervollſtändigung N 


Stettiner Zeitung. 


Abendblatt. Dienſtag, den 23. Februar 


Entwurf eines Geſetzes über die Einrichtung und Be⸗ 
fugniſſe der Ober⸗Rechnungskammer vorzulegen.“ 

Das Haus tritt demnächst in die Schlußberatbung 
über den Geſetzentwurf wegen Ausdehnung der Ver⸗ 
ordnung vom 28. September 1867, betreffend die 
Ablöſung von Reallaſten, welche dem Domänen-Fiskus 
im vormaligen Königreich Hannover zuſtehen. — Der 
Berichterſtatter Abg. Miquel beantragt die Geneh⸗ 
migung des Geſetzentwurfes. Der Geſetzentwurf wird, 
dem Antrage des Abg. Graf Schwerin gemäß, ohne 
Diskuſſion en bloc angenommen. 

Der vierte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 
Geſetzentwurf, betreffend die Abänderung des §. 20 
Et. d. der vorläufigen Verordnung wegen des Juden⸗ 
weſens im Großherzogthum Poſen vom 1. Juli 1833 
und der Kabinetsordre vom 24. Juni 1844. Nach 
dem gegenwärtigen Geſetzeszuſtande en die abgehen⸗ 
den Mitglieder der Synagogen-Gemeinden in der Pro- 
vinz Poſen ihre Beiträge zu den Gemeinde- Ausgaben 
ab. Der vorliegende Entwurf will dieſen Zuſtand zu 
Gunſten der Verpflichteten abändern. Die XV. Kom- 
miſſion, welche dieſen Geſetzentwurf vorberathen, hat in 
dem leitenden Gedanken das gerechtfertigte Streben er- 
kannt, eine Ablöſung nur ſo weit beizubehalten, als 
Schulden der Gemeinden vorhanden ſind, für deren 
Befriedigung die Gläubiger, nach Lage der Geſetze die 
Theilnahme der einzelnen Mitglieder als der rechtlichen 
Schuldner erwarten durften. Das Freizügigkeitsgeſetz 
widerſpreche dem jetzt beſtehenden Zuſtande, ſoweit nicht 
die Ordnung privatrechtlicher Verhältniſſe vorllege. Die 
Kommiſſion hat den Grundgedanken ber Regierungs- 
vorlage gebilligt und empfiehlt den von ihr in ver⸗ 
schiedener Beziehung abgeänderten Geſetzentwurf zur 
Annahme. — Berichterſtatter it der Abg. Lasker. — 
Der Geſetzentwurf wird ohne Disluſſion nach den 
Kommiſſionsvorſchlägen, theilweis abgeändert Durch 
Amendemenks der Abgg. Gottſchewski und v. Pult- 
kammer, angenommen. 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung iſt 
der Bericht der Kommiſſton füc Handel und Finanzen 
über 1) den Geſetzentwuff, betreffend die Deckung Er 
im Jahre 1869 erforderlichen Ausgabe! zur weitere 
d beſſeren Yusrüftung der Staate 


betreffend das mit der oberſchleſiſchen Geſellſchaft wegen 
Auflöſung des Garantiefonds für das Anlage-Kapital 
der Breslau-Poſen-Glogauer und der Pojen-Thorn- 
Bromberger Eiſenbahn und wegen Uebernahme der auf 
dieſem Garantiefonds laſtenden Verpflichtung zur Ge- 
währung von Zinszuſchüſſen auf die allgemeinen Staats- 
fonds unter dem 18. Januar 1869 getroffenen Ueber- 
einkommen. Die Staatsregierung beantragt in dem 
erſtgedachten Geſetzentwurfe die Zuſtimmung der Lan- 
desvertretung zur Verausgabung einer Summe von, 
2,142,000 Thlr. für die Staats-Eiſenbahnen. Es 
ſollen damit die ſogenannten außerordentlichen Aus- 
gaben für das Jahr 1869, welche in dem Etat pro 
1869 nur mit einem Betrage von 359,154 Thlr. 
Deckung gefunden haben, beſtritten werden. Die obige 
Summe von 2,142,000 Thle. ſoll theils durch Ver⸗ 
wendung von Erſparniſſen bei einigen frühern Anleihen 
für Eiſenbahnbauten mit 781,334 Thlr. 21 Sgr. 
6 Pf., theils durch Veräußerung von Effekten des 
Garantiefonds für die Breslau-Poſen-Glogauer Eijen- 
bahn mit 1,360,665 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf. beſchafft 
werden. . 

Die Kommiſſion — Berichterſtatter Abg. v. d. 
Recke hat den Geſetz-Entwurf in einigen Beziehungen 
abgeändert, namentlich beſchloſſen, daß jede Verfügnng 
der Staats⸗Regierung über die unter Verwendung obi 
ger Geldmittel hergeſtellten Bahn-Anlagen durch Ver- 
äußerung zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zuſtimmung bei⸗ 
der Häuſer des Landtags bedürfe. — Der Handels 
miniſter Graf Itzenplitz erklärt ſich mit den von der 
Kommiſſion beſchloſſenen Aenderungen überall einver⸗ 
ſtanden und der Geſetz-Entwurf wird demnächſt, nach 
einigen Bemerkungen des Abg. Glaſer über die Grund- 
ſätze bei der Herſtellung der Eiſenbahn-Anlage, ohne 
weitere Diskuſſton nach der Kommiſſionsfaſſung ange- 
nommen. — Letzter Gegenſtand der Tages-Ordnung iſt 
der Bericht der Juſtiz-Kommiſſſon über den Geſetz⸗ 
Entwurf, betreffend die juriſtiſchen Prüfungen und die 
Vorbereitung zum höhern Juſtizdienſte. — Berichterſtat⸗ 
ter iſt der Abg. Lasker. ö 

Auf die von der Kommiſſion zu den Beſchlüſſen 
des Herrenhauſes vorgeſchlagenen Aenderungen kommen 
wir bei den einzelnen Paragraphen, zu denen noch eine 
große Zahl von Amendements geſtellt iſt, zurück. 

In der Generaldiskuſſion erklärt der Abg. Laſſe, 
daß er gewünſcht hätte, es wäre ſogleich auf Feſtſetzung 
nur eines Examens übergegangen worden. Er hätte 
gewünſcht, daß in das Geſetz eine Beſtimmung darüber 
aufgenommen worden wäre, wie lange der junge Juriſt 
bei einem Advolaten arbeiten ſolle und daß man dies 
nicht dem Reglement überlaſſen hätte. Die Frage des 
Verwaltungejahres ſei ſehr erheblich; er glaube, daß das 
Verwaltungsjahr ſowohl dem Richter, wie dem Rechts⸗ 


Dieſelbe iſolirt ſich immer mehr und daraus erklärt 


Leben nicht kenne, 


Anwalte im höhen Grade förderlich ſei. Ihm ſchweb⸗ 
ten dabei in erſter Linie die ſtaädtiſchen Verwaltungs ⸗ 
behörden vor Augen. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Die Vorſchriſten 
über die Prüfungen ſtehen im innigſten Zuſammenhange 
mit der Gerichtsverfaſſung eines Landes, und müſſen 
in jedem umfaſſenden Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetze ihren 
Platz finden. Wenn nun der Erlaß eines ſolchen Ge⸗ 
ſetzes, fei es für die Monarchie, ſei es für den nord⸗ 
deutſchen Bund in den nächſten Jahren zur Nothwendig⸗ 
keit wird, ſo fragt es ſich, ob genügende Gründe vor- 
handen ſind, die betreffenden Partien zur Zeit geſetzlich 
zu regeln. Die Staatsregierung hat geglaubt, dieſe 
Frage bejahen zu müſſen. Dafür iſt vorzugsweiſe 
entſcheidend geweſen der Umſtand, daß in den Bezirken 
der Appellationsgerichte Kiel, Celle, Kaſſel und Wies⸗ 
baden das Syſtem der zwei Prüfungen beſteht, wäh⸗ 
rend in dem bei weiten größeren Theile der Monarchie 
das Syſtem der drei Prüfungen beſteht. Darüber iſt 
man einverſtanden, daß das letztere Syſtem ſich nicht 
empfiehlt, daß vielmehr zwei Prüfungen genügen. Dem⸗ 
gemäß ſcheini es die Gleichheit in der Behandlung der 
Rechtspflege und der betreffenden Perſon zu verlangen, 
das entweder das eine oder das andere Syſtem als ein 
allgemeines hergeſtellt wird. Ich weiß nicht, ob die 
jungen Juriſten die Prüfung als einen Uebelſtand be⸗ 
trachten, aber daß weiß ich, daß ſie darin keine An⸗ 
nehmlichleit und Freude erblicken. (Heiterkeit). Ich er- 
kenne mit Freuden an, daß der Entwurf im Allgemei⸗ 
nen einen glücklichen Cours genommen hat. Ich be⸗ 
tone, daß der Geſetz-Entwurf nur ein proviſoriſcher iſt 
und ich ſehe denſelben auch nicht als einen muſtergül⸗ 
tigen an. Die Regelung des Prüfungsweſens iſt 
außerordentlich ſchwierig ſchon an ſich, aber für einen 
Staat von der Größe, wie Preußen, bietet dieſe Rege- 
lung unüberſteigliche Schwierigkeiten dar. Die Staats- 
regierung iſt davon ausgegangen, dem jungen Juriſten 
eine freiere Entwicklung zu geben, er ſoll nicht ſchablo⸗ 
nenmäßig herangebildet werden. Wenn mich nicht Alles 
täuſcht, „entfremdet ſich die Jurisprudenz immer mehr 
dem Leben (Sehr richtig!), weil immer mehr eine 
abſtrakte Methode in der Rechts wiſſenſchaft Platz greift. 


werden, wenn ihnen auf dem Gebiete des Privatrechts 
liberale Geſetzgebung entgegentritt. (Sehr richtig!) Der 
Vorbereitungsdienſt muß jo organiſirt werden, daß dem 
jungen Juriſten Zeit bleibt, ſich theoretiſch zu bilden, 
jo daß er unmittelbar in das Examen treten kann und 
daher iſt es nicht gut, die Vorbereitungszeit abzukürzen. 
(Beifall.) 

Abg. Tweſten erachtet eine dreijährige Borbera- 
thung für vollkommen genügend, wenn ſie auch früher 
geſetzlich beſtimmt geweſen ſei. Vor Allem ſei es noth⸗ 
wendig, das erſte Examen nicht allzu leicht zu machen 
und zu dem Zwecke ſei es nothwendig, zu demſelben 
auch Dozenten der juriſtiſchen Fakultät als Eraminatoren 
hinzuzuziehen. Eine Kenntniß der reellen Verhältniſſe 
des Lebens werde nach jener Anſicht wenig durch eine 
Theilnahme an der Verwaltung erreicht werden, wohl 
aber durch ein Studium der National-Oelonomie. Er 
jet daher ganz entſchieden gegen das Verwaltungsjahr, 
denn wozu ſolle es dienen? Lernen könnten die jungen 
Juriſten bei den Verwaltungsbehörden nichts, ſie fielen 
vielmehr den Magiſtraten zur Laſt; darum müſſe das 
Verwaltungsjahr geſtrichen werden, denn es ſei unaus- 
führbar und ſchädlich für den praktiſchen Juriſten. Auf 
ernſtliches theorctiſches Studium müſſe hingewirkt wer⸗ 
den und dazu gehöre auch das Lernen beim Advokaten. 
(Beifall.) 

Abg. v. Patow erklärt ſich gegen die Kommiſ⸗ 
ſions-Vorſchläge, indem er die Regierungs⸗Vorlage für 
beſſer erachtet. Er empfiehlt namentlich das Verwal- 
tungejahr. 8 

Abg. Reichenſperger empfiehlt die Kommiſſions⸗ 
vorſchläge, nicht in dem Sinne, als ob er damit an⸗ 
erkennen wolle, daß durch den hier vorgezeichneten Weg 
das erreicht werden könne, was im Allgemeinen vor- 
ausgeſetzt werde. Er könne nicht anerkennen, daß auf 
dem hier vorgezeichneten Wege diejenige gleiche Quali⸗ 
fikation für alle preußiſchen Richterämter erreicht werden 
tönne, welche nothwendig ſei. Er empfehle die Kom⸗ 
miſſionsvorſchläge, weil er fie im Allgemeinen für Ver⸗ 
beſſerungen des gegenwärtigen Zuſtandes halte. Der 
Redner erklärt ſich entſchieden gegen das Verwaltungs⸗ 
jahr, indem er hervorhebt, daß das Publikum weit 
weniger darüber klage, daß die Juſttz das praktische 
als daß vom grünen Tiſch das praf- 
tiſche Leben nicht gekanrt werde. Man werde dem 
jungen Juriſten keinen beſonderen adminiſtrativen Geiſt 
einimpfen, wenn man ihn zwinge, in der Verwaltung 
zu arbeiten, ſondern das Gegentheil. Wohl aber wäre 
es erwünſcht, wenn in der Mitte der Juſtiz mehr Ver⸗ 
ſtändniß des öffentlichen Lebens und der Verwaltung 
vorhanden wäre, als vorhanden ſei. Der Redner em- 
pfiehlt ſchließlich die Arbeit bei einem Advokaten. 

Abg. v. Sepdewitz ſtimmt für die Vorlage der 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertelj. 1 Thlr. 7Y, Sgr. 
monatlich 12½ Sgr., 
für Preußen viertelj. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1869. 


Regierung, weil er dieſelbe für eine Forderung der Ge⸗ 
rechtigkeit den alten Landestheilen gegenüber hält. Die⸗ 
ſelben dürften gegen die neuen Landestheile nicht länger 
zurückgeſtellt werden, obwohl fie dieſe Zurückſetzung gewohnt 
feien. (Oho!) Das Geſetz ſei nothwendig, wenn man 
zu einer Eiaheit des Rechts und der Rechtſprechung 
kommen wolle. Das Verwaltungsjahr erachtet der 
Redner für durchaus nothwendig, erachtet das Haus auch 
nicht berechtigt, die Juſtiz an der Feſthaltung des Ver⸗ 
waltungsjahres zu hindern. 

Der Juſtizminiſter erklärt ſich hierauf, da er 
das Haus anderer Gejchäfte wegen verlaſſen müſſe, über 
das Amendement des Abg. Tweſten, das nach zwei ver⸗ 
ſchiedenen Richtungen hin den Chef der Juſtiz beſchränke. 
Dasſelbe wolle zuerſt feſtſtellen, daß als Examinatoren 
Mitglieder der Appellationsgerichte und Univerſitäts⸗ 
Dozenten der Jurisprudenz und der Staatswiſſenſchaften 
fungiren ſollen. Der Entwurf wolle dem Juſtizminiſter 
hierin freie Hand laſſen. Er ſei weit davon entfernt, 
die Profeſſoren ausſchließen zu wollen, aber er wolle 
ſich auch nicht die Hände binden. Es ſei weit ſchwerer 
zu examiniren, als examinirt zu werden (Heiterkeit), 
aner bei der Verſchiedenheit der Verhältniſſe ſei eine 
allgemeine Regel gar nicht herzuſtellen. Die zweite 
Beſchränkung, die beantragt werde, jet die, daß die Be⸗ 
ſchäſtigung bei Rechtsanwälten ein Jahr dauern ſolle. 
Er halte dieſe Beſchäftigung für ſehr wichtig, aber auch 
hier könne er ſich nicht die Hände binden laſſen. 

Abg. Waldeck befürwortet die Kommiſſions⸗ 
Vorſchläge. Der Juſtizminiſter habe behauptet, daß 
liberale Juriſten oft gereizt werden, wenn ihnen libe⸗ 
rale Geſetzgebung auf dem Gebiete des Privatrechts 
entgegentrete. Dieſer Vorwurf ſolle gegen ihn 
(Redner) gerichtet fein; ihm ſei derſelbe jedoch auf⸗ 
fallend, weil Niemand annehmen könne, daß der Juſtiz⸗ 
migifter ein Geſetz vorlegen werde, welches liberal ſei. 
(Heiterfeit.) Der Minifter habe ſelbſt geäußert, daß er 
feine liberale Neigungen habe. Er ſei ein entſchiedener 


Gegner des Verwaltungsjahres, weil ihm die Verwal⸗ 


tung belannt ſei und er keinen Nutzen davon vorſehe. 
Der Grundſaß der Verwaltung: Thue was dir befoh⸗ 
len, lerne ſich ſehr bald. Um dieſen Satz N 
fen, brauche man leine Profeſſoren. 


Berathung vertagt. 


r 


Dienſtag 12 Uhr. Tagesordnung: Fortſetzung der ab⸗ 
gebrochenen Berathung; Bericht über die Verwaltung 
des Staateſchuldenweſens für 1867 und Eiſenbahn⸗ 
Vorlagen. 5 


Deutſchland. 

Berlin, 22. Februar. Die in Brüſſel 
erſcheinende „Emancipation“ enthält eine Korreſpondenz 
aus Paris, welche abermals darthut, mit welchen Er⸗ 
dichtungen und Lügen man die Gemüther aufzuregen 
und zu beunrubigen jucht. In der Korreſpondenz wird 
nämlich behauptet, daß der Kaiſer Napoleon dem Kö⸗ 
nige von Belgien bei deſſen Anweſenheit in Paris ein 
Schreiben des Grafen Bismarck gezeigt habe, worin 
dieſer dem Kaiſer Napoleon Belgien angeboten habe, 
weil Preußen ſich Holland bemächtigen müſſe, um eine 
Poſition in der Nordſee zu gewinnen. Auch wird dann 
noch die Lüge hinzugefügt, daß die preußiſche Preſſe die 
Einverleibung Hollands als nothwendig zur Sicherung 
Preußens hingeſtellt habe. Die Redalteure der „Eman⸗ 
eipation“ geben durch dieſe Erdichtungen übrigens wieder 
zugleich Beweiſe von Unwiſſenheit, wie ſie bei ihnen und 
ihren Kollegen in Belgien und Frankreich häufiger vor⸗ 
kommt, denn ſie ſollten doch wiſſen, daß Preußen ſchon 
vor dem Jahre 1866 eine Pojition an der Nordſee 
hatte und daß es deren noch andere durch die Erwer⸗ 
bungen von 1866 gewonnen hat. — Zu den Lügen, 
die um gegen Preußen aufzuregen erfunden werden, ge- 
hört auch die von öſterreich ſchen Blättern gemachte Be⸗ 
hauptung, daß Preußen in Böhmen agitire. Der 
Wiener „Debatte“ wird aus Prag geſchrieben, daß von 
preußiſchen Agenten eine Broſchüre mit einer Aufforde⸗ 
rung zur Steuerverweigerung verbreitet werde, daß preu⸗ 
ßiſche Agenten überhaupt das Land durchzögen, um die 
Bevölkerung gegen Oeſterreich aufzuregen und daß in 
Chrutin an einem einzigen Marlttage 4000 Pferde für 
preußiſche Rechnung aufgekauft worden ſeien. Man muß 
ſich fragen, was man in Wien dazu ſagen würde, 
wenn die offigiöfe preußiſche Preſſe die Verbreitung der 
vom Hietzinger und Prager Hofe ausgehenden Brand⸗ 
ſchriften gegen Preußen auf die öſterreichſche Regierung 
ſchieben wollte. — Die Gerüchte über einen Wechſel 
im Miniſterium des Innern ſind in den Zeitungen 
zwar noch nicht ganz verſtummt, roch hat die Angele⸗ 
genheit wenigſtens den Fortſchritt gemacht, daß die Re- 
daktionen den betreffenden Nachrichten, wenn fie den- 
ſelben auch die Aufnahme in ihre Spalten nicht ver⸗ 
ſchließen, doch perſönlich mit Mißtrauen entgegentreten. 
Charalteriſtiſch iſt es, daß die beiden hier erſcheinenden 
lithographiſchen Korreſpondenzen, die authographiſche und 
überale Korreſpondenz, gleichfalls, wenn ſchon in mehr 
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oder weniger verſchämter Form für die Weiterverbrei- | 
tung dieſer Gerüchte ſorgen, obſchon die Redaktionen die 


unreinen Quellen, aus denen dieſe Gerüchte hervor⸗ 
der 34 Gedecken ſtatt. Unter den geladenen Gäſten be⸗ 
In- fanden ſich der Fürſt von Schwarzburg⸗Rudolſtadt, der 


gehen, ganz genau kennen und daher auch von 
Unzuverläßlichkeit derſelben überzeugt ſein müſſen. 

tereſſant iſt auch, wie der von liberaler Seite als Mi- 
niſter des Innern in Ausſicht genommene Oberpräſident 
v. Möller von den Zeitungen bald als liberal, bald 
als konſervativ charakteriſirt wird. Jedenfalls gab es 
eine Zeit, wo die liberale Preſſe mit der Wirkſamkeit 
des Herrn v. Möller durchaus nicht einverſtanden war, 
die Zeit, wo er als Regierungspräſident in Köln dem 
dortigen Kappelmann-Unfug mit aller Entſchiedenheit 
entgegentrat. — Von der Preſſe wird der Schluß des 
Landtags bereits mit Beſtimmtheit auf den 5. oder 6. 
März angeſetzt. Feſte Beſtimmungen hierüber ſind bis 
jetzt in Regierungskreiſen noch nicht getroffen worden 
und können früheſtens auch erſt im Laufe dieſer Woche 
getroffen werden, wo ein beſtimmteres Uetheil darüber 
möglich ſein wird, ob wenigſtens diejenigen Geſetze, 
deren Erledigung wünſchenswerth iſt und die dem Sta⸗ 
dium der Erledigung auch ſchon nahe gerückt ſind, zum 
Abſchluß gelangen können oder nicht. Wunſch der Re⸗ 
gierung fit es allerdings, daß der Schluß des Land⸗ 
tags in den erſten Tagen des März und dann nach einer 
etwa Stägigen Pauſe die Eröffnung des Reichstags erfolgt. 
— Die Berathungen mit den Vertrauensmännern aus 
dem Herrenhauſe und aus dem Abgeordnetenhauſe über 
die neue Kreisordnung haben ſich bisher auf allgemeine 
Erörterungen beſchränkt. Mit den Herrenhausmitgliedern 
ſind dieſe allgemeinen Erörterungen abgeſchloſſen, mit 


den Abgeordnetenhausmitgliedern werden ſie heute Abend 


fortgefegt werden. Die Berathungen ſollen einen ver- 
traulichen Charakter haben und der Inhalt derſelben 
daher nicht der Oeffentlichkeit übergeben werden. Die 


Mittheilungen, namentlich auch der bekannten Korreſpondenz Säfte 


Stern, darüber find daher mit großem Mißtrauen auf- 
zunehmen. Es hat ſich übrigens herausgeſtellt, daß 
die Berufung der Vertrauensmänner von allen Seiten 
als zweckmäßig anerkannt wird und daß die vertrau- 
lichen Beſprechungen in vieler Hinſicht eine Verſtändigung 
über die einſchlagenden Fragen und Differenzpunkte an- 
bahnen werden. — Die Verhandlungen mit der aus 
Frankfurt hier wieder eingetroffenen Deputation über 
die bekannte Finanz⸗Angelegenheit find noch nicht zu 
Ende geführt. Die Regierung läßt der Angelegenheit 
eine ernſte Erwägung zu Theil werden und läßt nichts 
unverſucht, um eine Verſtändigung herbeizuführen. Mit 
der Angelegenheit hat ſich nicht nur das Staatsminifterium 
im feiner Sitzung am Sonnabend beſchäftigt, ſondern 
es wird in dieſen Tagen auch ein Kabinetefonfeil jtatt- 
finden, in welchem die letzten Beſchlüſſe in dieſer Ange⸗ 
legenheit gefaßt werden ſollen. — Von dem Großherzog 
von Oldenburg iſt der Bundesmarine eine ſilberne 
Punſch-Bowle geſchenkt worden, die nach einer Be⸗ 
ſtimmung des Königs dem Panzerſchiff „König Wilhelm“ 
überlaſſen werden ſoll. — Mit Rückſicht auf den Um⸗ 
fand, daß die Provinzen Poſen, Schleſien und Preußen 
zum Theil mit ihrem Salzbedarf auf den Bezug aus 
dem Auslande angewieſen ſind, hat das Handelsminiſterium 
Bohiverſuche auf Salz bei Inowraclaw, wo die dort 
vorhandene Gipsformation das Vorhandenſein von 
Salzlagern vorausſehen läßt, angeordnet. Es würde 
in den genannten Provinzen auch an andern Stellen 
mit Ausſicht auf Salz gebohrt werden können, aber 
feine liegt jo günſtig, wie die bezeichnete. Eine der 
erſten Bedingungen für die Eröffnung von Salinen 
beſteht darin, daß eine leichte und billige Verſendung 
des genannten Produktes ermöglicht wird. Dieſe wird 
ſich bei Inowraclaw ergeben, wenn der Bau der pro- 
jektirten Eiſenbahn von Poſen über Inowraclaw einer- 
ſeits nach Thorn, andererſeits nach Bromberg aus 
geführt fein wird. Ueber Thorn ſoll überdies die Linie 
bis Inſterburg fortgeſetzt werden. Die Mittheilung in 
den Zeitungen, daß auch bei Nakel Bohrverſuche auf 
Salz gemacht werden, findet bis jetzt keine Beſtätigung. 
So viel ſteht wenigſtens feſt, daß der Fiskus dort ſolche 
Arbeiten nicht vornehmen läßt. — Berichte aus den 
Regierungsbezirken Köln und Trier ſchildern den Stand 
der Saaten als ſehr günftig und die Beſorgniſſe, die 
man bei der Beſtellung der Felder für das Gedeihen 
der Saaten hatte, haben jetzt jeden Anhalt verloren. 
Der Bericht aus Trier theilt auch mit, daß ſich der 
junge Wein in den Fäſſern ausgezeichnet entwickelt habe 
und zwar über alle Erwartungen vieler Winzer. In 
verſchiedenen Gemeinden von der Moſel und Saar haben 
bereits einzelne Verkäufe ſtattgefunden, bei welchen Preiſe 
von 130—240 Thlr. pro Fuder erzielt wurden. — 
Aus der Provinz Preußen wird über das häufige Vor⸗ 
kommen von Trichinen, eine Erſcheinung, welche ſchon 
längere Zeit anhält, berichtet. 
Berlin, 23. Februar. 
erledigte am Sonntag Vormittags Regierungsgeſchäfte, 
empfing hierauf zu längeren Unterredungen den Ober- 
Präſidenten v. Möller und den Präfidenten des evangel. 
Ober-Kirchenrathes v. Mathis, hatte dann eine Be⸗ 
ſprechung mit dem Direktor der Kriegs-Akademie General 
v. Etzel und nahm um 1 Uhr den Vortrag des Haus⸗ 
miniſters v. Schleinitz entgegen. Nach einem Beſuche 
des Erbprinzen Leopold von Hohenzollern, welcher Vor⸗ 
mittags von Dreeden hier eingetroffen war, machte der 
König eine Ausfahrt. Die Familientafel fand bein 
Prinzen Friedrich Karl ſtatt und Abends war im Königl. 
Palais Theater-Geſellſchaft. Geſtern Vormittags nahm 
der König militäriſche Meldungen und die Vorträge des 
Geh. Kabinetsraths v. Mühler, des Geheimen Ober⸗ 
Regierungsrathes Wehrmann entgegen, ertbeilte 


PDP 


Sprecher der Prediger hardt war, Audienz und ar- 
heitete ſpüter mit dem Minifter-Präfidenten Grafen Bis⸗ 
mark. um 5 Uhr fand im Königl. Palais Tafel von 


Erbprinz Leopold von Hohenzollern, ſowie die Generale 
v. Peucker und v. Wartenberg, die hier anweſenden 


| Dber-Präfidenten Graf Otto zu Stolberg-Wernigerode, 


v. Horn, v. Möller, v. Scheel⸗Pleſſen und mehrere 
Mitglieder des Herenhauſes. 
Elberfeld, 22. Februar. Der „Elberfelder 
Zeitung“ wird aus Köln gemeldet, daß der dortige 
Theaterbrand eine Folge vorſätzlicher Brandſtiftung ge⸗ 


e iſt. Die Verbrecherin, welche ſich im Dienſte der 
| 


umgekommenen Familie befand, ſoll ihre That dem 


Geiſtlichen geſtanden haben und befindet ſich in den 


Händen der Juſtiz. Das Motiv ſoll Rache geweſen ſein. 

Aus Kaſſel vom 16. Februar ſchreibt die 
„Heſſ. Morgen⸗Ztg.“: „Auswärtige Blätter berichten, 
daß bereits ſeit 14 Tagen hier eine Kriminal-Unter⸗ 
ſuchung wegen Betrügereien bei Militärlieferungen im 
Gange ſei. Das Wahre an der Sache iſt, daß zu- 
nächſt nur ein Ermittelungsverfahren eingeleitet wurde. 
Erſt nach Schluß desſelben wird ſich herausſtellen, ob 
Grund zur Einleitung einer Kriminal-Unterſuchung vor⸗ 


handen iſt.“ . 
Ansland. 

Wien, 20. Februar. Der Kaiſer und die 
Kaiſerin werden nächſtens eine Reiſe nach Kroatien ma- 
chen. In Agram hat ſich bereits ein Comité zum wür⸗ 
digen Empfange Ihrer Majeftäten gebildet. 

— Der Fürſt von Montenegro, dem ein öſter⸗ 

reichiſcher Hauptmann als militäriſcher Begleiter zuge- 
theilt iſt, war vorgeſtern zur Kaiſerlichen Tafel geladen, 
an welcher übrigens außer ihm nur ganz unpolitiſche 
ſaßen. 
Paris, 22. Februar. „Public“ widerspricht 
denjenigen Zeitungen, welche meldeten, die Unterhand⸗ 
lungen wegen einer Zolleinigung zwiſchen Frankreich und 
Belgien ſeien wieder aufgenommen. Das Blatt erklärt, 
dieſe Frage ſei gar nicht angeregt worden. — „Patrie“ 
dementirt das Gerücht, daß ſeitens der Türkei der Hafen 
Spitza an Montenegro ſolle abgetreten werden. 

— Die Generalverſammlung der Aktionäre des 
Credit Mobilier hat mit 184 gegen 134 Stimmen die 
proviſoriſchen Verträge mit den früheren Adminiſteatoren 
der genannten Geſellſchaft und der Société Immobi⸗ 
liere gutgeheißen. „Public“ dementirt das Gerücht, 
daß Vorbeſprechungen über einen franzöſiſch-belgiſchen 
Zollvertrag wieder aufgenommen worden ſeien. — 
„Conſtitutionnel“ konſtatirt, daß der Miniſter Frore⸗ 
Orban durch eine wohlwollende Sprache darauf hinge- 
zielt, dem Votum des belgiſchen Senates die wenig 
freundſchaftliche Bedeutung zu nehmen, und ſagt: Wir 
hoffen, die Thatſachen werden unſere gute Meinung von 
der Weisheit und den freundſchaftlichen Gefühlen unſerer 
Nachbarn rechtfertigen. 

— In der heutigen Sitzung des geſetzgebenden 
Körpers fand in Gegenwart eines zahlreichen Zuhörer⸗ 
treiſes die Debatte über die Finanzen von Paris ſtatt. 
Garnier-Pages und Picard behaupteten, die Finanzlage 
der Stadt ſei erbärmlich und dieſer Zuſtand ſei nur 
die Folge der abſoluten Diltatur. Der Regierungs- 
Kommiſſär Genteur ſetzte die wahre Sachlage aus- 
einander und erklärte die Umgeſtaltung von Paris für 
ein demokratiſches Unternehmen. N 

London, 22. Februar. Bei der heute vor- 
genommenen Erſatzwahl für das Unterhaus wurde der 
Freiherr v. Rothſchild zum Deputirten der City gewählt. 
Pommern. 
23. Februar. 


Stettin, Von Seiten des 


Königlichen Konſiſtoriums der Provinz Pommern ging 


der „Neuen Stettiner Zeitung“ folgendes Schrei— 
ben zu: 5 
Stettin, 22. Februar 1869. 

Die „Neue Stettiner Zeitung“ hat in den Num- 
mern 74 und 84 unter den Stettiner Nachrichten zwei 
Artilel gebracht, welche 
pommerſchen Emeritenfonds beziehen und in welchen dem 
Konſiſtorium eine ungeſetzliche und pflichtwidrige Ver- 
waltung dieſes Fonds zur Laſt gelegt wird. — Wir 
ſehen uns deshalb genöthigt, die Redaktion zu erſuchen, 
die nachfolgende, durch die zeitige Abweſenheit des Chefs 
des Kollegiums verzögerte Berichtigung in die nächſte 
Nummer der Zeitung aufnehmen zu laſſen: 

Es iſt eine jeder Grundlage entbehrende Erdich⸗ 
tung, daß dem Paſtor Quiſtorp in Ducherow überhaupt 
ein Darlehn, geſchweige denn ein unverzinsliches, aus 
dem gedachten oder aus irgend einem andern Fonds 
von uns gewährt worden iſt. Es iſt niemals auch nur 
in Frage gekommen, ob dem genannten oder einem an- 


Frage lommen können, weil es mit den über die Ver⸗ 
waltung öffentlicher Fonds beſtehenden Grundſätzen nicht 
zu vereinigen geweſen ſein würde. Denn zu dieſen 


wir ſind jedoch gern bereit, jedem Geiſtlichen, der es 
wünſcht, zu jeder Zeit eine Einſicht in die über den 
Fonds geführten Akten und Rechnungen zu gewähren. 

Es iſt ferner eine Unwahrheit, daß in Folge einer 
eingetretenen Verlegenheit die von den Geiſtlichen zu ent⸗ 
richtenden Beiträge erhöht worden ſind. Gerade das 
Gegentheil hat ſtattgefunden, indem im Jahre 1865 
die Beiträge derjenigen Geiſtlichen, welche nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Reglements 1 ½ Prozent vom Ein- 
kommen zu entrichten hatten, auf ein Prozent herab⸗ 
geſetzt ſind, ſo daß jetzt die ſämmtlichen Geiſtlichen ein 
Prozent entrichten; gleichzeitig iſt auch die Vergünſtigung 
eingetreten, daß die in vierteljährlichen Raten zu gewäh⸗ 
renden Zuſchüſſe aus dem Emeritenfonds nicht mehr 
poſtnumerando, ſondern pränumerando gezahlt werden. 

Die in neuerer Zeit eingetretene Verlegenheit iſt 
aber nicht hierdurch herbeigeführt worden, ſondern hat 
lediglich darin ihren Grund, daß eine bei Weitem grö- 
ßere Zahl von Emeritirungen beantragt worden iſt und 
nach den vorliegenden Verhältniſſen nicht verſagt werden 
konnte, als man bei der Einrichtung des Emeritenfonds, 
auf eine langjährige Erfahrung geſtützt, als die Regel 
angenommen hatte. Dieſe Verlegenheit it inzwiſchen 
bereits durch den Tod mehrerer Emeriten gehoben und 
es hat derjenige Theil des Zuſchuſſes, welcher mehreren 
der letzten Emeriten im vierten Quartal des vorigen 
Jahres nach den Beſtimmungen des Reglements hatte 
entzogen werden müſſen, nachgezahlt werden können. 
Theils zur Vorbeugung von Verlegenheiten für die Zu- 
kunft, theils aus einem andern, hier nicht näher zu er⸗ 
örternden Grunde iſt nun auf höhere Veranlaſſung in 
neueſter Zeit eine neue Abſchätzung derjenigen Pfarr- 
ſtellen angeordnet worden, von welchen die Beiträge noch 
nach Maßgabe einer vor dreißig Jahren erfolgten, zur 
Zeit nicht mehr zutreffenden Abſchätzung entrichtet wur- 
den. Dies war eine einfache Forderung der Gerechtig- 
keit, weil im Laufe der Jahre bereits eine ſehr große 
Zahl von Pfarrſtellen bei Gelegenheit eines Wechſels 
der Inhaber neu abgeſchätzt war und es nicht länger 
gerechtfertigt werden konnte, die dadurch herbeigeführte 
Ungleichheit fortbeſtehen zu laſſen. 

Durch dieſe Maßregel, welche eben nur eine gleich- 
mäßige Entrichtung der Beiträge nach dem wirklichen 
Einkommen bezweckt und für welche die Mitwirkung der 
Synoden nur in Anſpruch genommen iſt, um durch 
dieſelben die hier nicht wohl ausführbare Prüfung der 
Einkommens⸗-Nachweiſungen eintreten zu laſſen, wird 
allerdings die Einnahme des Emeritenfonds erhöht, es 
wird dadurch jeder Verlegenheit für die Zukunft vorge» 
beugt und, was im Intereſſe aller Geiſtlichen liegt, die 
Zahlung des vollen Zuſchuſſes von 200 Thlr. für die 
ſämmtlichen Emeriten ſicher geſtellt werden. 


Wie uns aber ſchon vor jener Anordnung von die dieſen ritterlichen Mann durchtobt, ſelbſt bis zur 


vielen Seiten der Wunſch ausgeſprochen worden war, 
mit der gedachten Maßregel nicht länger zu zögern, jo 
glauben wir auch mit Sicherheit annnehmen zu können, 
daß dieſelbe von allen Geistlichen der Provinz richtig 
gewürdigt worden iſt, da uns bisher auch nicht eine 
einzige Reklamation zugegangen iſt. 

Wir haben dieſe ausführliche Darlegung der Ver- 
hältniſſe für nothwendig erachtet, um den eines jeden 
Grundes entbehrenden und unſere Amtsehre tief vec- 
letzenden Verdächtigungen, die in jenen Artikeln ausge- 
ſprochen ſind, ein für allemal zu begegnen. 

Königliches Konſiſtorium der Provinz Pommern. 
Jaspis. 

Stettin, 23. Februar. Bei der heute jtatt- 
gehabten Erſatzwahl eines Stadtverordneten an Stelle 
des Rechnungs⸗Rathes Steinicke in der 3. Abtheilung 
des 3. Wahlbezirks waren von 620 Wahlberechtigten 
nur 12 erſchienen, welche ſämmtlich ihre Stimmen auf 
den Rentier Herrn Beuchel vereinigten. 

— Es kommt noch häufig vor, daß Militär- 
reklamat tionen bis in die höchſte Inſtanz durchgeführt 
werden, während die Entſcheidung der Letzteren ſelten 
von derjenigen der unteren Inſtanzen abweicht. 
ſelten werden die desfallſigen Geſuche damit motivirt, 


Angehörigen zu betrachten ſei, weil andere Brüder ıc. 
durch ein Verziehen nach anderen Orten, Verheirathung ꝛc. 
zur Unterſtützung der Angehörigen unfähig geworden ſind. 
Dieſe Begründung iſt nach den beſtehenden Beſtimmun- 
gen ganz unzulaſſig, namentlich ſetzt die neue Erſatz⸗ 
inſtruktion für den norddeutſchen Bund feſt, daß ein 
Grund zur Berückſichtigung darin nicht zu finden ſei, 
daß ein älterer Bruder, der beim Eintritt des Rekla⸗ 
mirten in das militärpflichtige Alter das dreißigſte Le⸗ 
bensjahr noch nicht erreicht hat, einen eigenen Haus- 
ſtand begründet und ſich dadurch der Gelegenheit zur 
Unkerſtützung der Eltern ꝛc. begeben hat. 

— Der Herr Oberpräſident, Freiherr v. Münd- 


Se. Maj. der König deren Geiſtlichen ein Darlehn aus jenem Fonds zu ge- hauſen, iſt geſtern aus Berlin hierher zurückgekehrt. 
währen ſei, und es hat dies überhaupt auch nicht in 


— Die neue eiſerne Oderdrehbrücke kann in Folge 
eines Bruchis an der Drehvorrichtung während der näch- 
ſten Tage für Schiffe nicht geöffnet werden. 

| — Der Geſundheitszuſtand unter den Truppen 


Mittags niſſe bekannt, da wir 
einer aus Culm hier eingetroffenen Deputatlon, deren ſicht über die Lage 


Grundſätzen gehört es, daß die Beſtände nur in Staats- unſerer Garalſon iſt augenblicklich ein jo ungünſtiger, 
papieren, welche für Minderjährige erworben werden daß das Garniſon-Lazareth zur Aufnahme aller Kranken 
dürfen, anzulegen oder auf Grundſtücke auszuleihen find, nicht mehr ausreicht und in der Schnedenther-Kajerne 


welche pupillariſche Sicherheit darbieten. — Hiernach iſt einige Krankenzimmer eingerichtet find, E 


jederzeit bei der Verwaltung jenes Fonds verfahren und — Heute früh haben ſämmtliche Zimmergeſellen 
es ſind demgemäß die Beſtände des Fonds faſt durch- auf den hieſigen Schiffs werſten die Arbeit eingeſtellt. 
weg auf Grundſtücke hieſiger Stadt, welche die bezeich- Aueclam, 21. Februar. (Od.-Zig.) Geſtern 
nete Sicherheit darbieten, ausgeliehen; nur ein geringer hat hier unter dem Vorſitze des Provinzialſchulraths Dr. 
Theil iſt in Staatspapieren angelegt. j Wehrmann die Prüfung von fünf Abiturienten ſtatt⸗ 
Den Geiſtlichen der Provinz find dieſe Verhält- gefunden. Zwei von ihnen, Manthe, der Sohn eines 
ihnen von Zeit zu Zeit eine Ueber- Bauerhofsbeſitzers in Ferdinandshof, und Hilgendorf, 
des Fonds haben zugehen laſſen; der Sohn eines hieſigen Rentiers, früheren Gutsbeſitzers, 


haben wegen des guten Ausfalles der ſchriftlichen Prü- 
fung das Zeugniß der Reife ohne mündliches Examen, 
von welchem ſie dispenſirt wurden, erhalten. Aber 
auch die übrigen drei, v. Seckendorf, Hern und Hoppe, 
ſind für reif zu den akademiſchen Studien erklärt 
worden. 


Theater⸗Nachrichten. 

Stettin. (Stadttheater.) Man ſollte kaum den⸗ 
ken, daß es ſo ſchwer ſein könne einen Roman in ein 
Schauspiel oder in eine Oper umzuſchreiben, aber die 
Erfahrung lehrt, daß faſt alle Verſuche dieſer Art ent⸗ 
weder verunglückten oder doch ein nur mäßiges Pro- 
dukt zu Tage förderten. Das letztere gilt auch von 
der Umarbeitung des Walter Scott'ſchen Romans 
„Jvanhoe“ zum Libretto der Oper „Der Templer und 
die Jüdin“ von Wohlbrück. Faſt alle Charaktere ver- 
lieren in der Bearbeitung ihre Eigenthümlichkeit, die gut- 
müthige Hand eines Deutſchen mildert die Wildheit 
des Templers, das ſinnlich egoiſtiſche Element, welches 
im Engliſchen dieſem Charakter eigen iſt, die Leiden⸗ 
ſchaſtlichkeit, die dieſen Buſen durchtobt, wird in der 
Bearbeitung Wohlbrück's durch die Erinnerung an ver⸗ 
rathene Liebe zu erklären, ja zu entſchuldigen verſucht. 
Jvanhoe und Rowena ſind zu verhältnißmäßig unbedeuten⸗ 
deren Figuren geworden, und würden wahrſcheinlich noch 
weniger hervorleuchten, wenn nicht der Dichter dem Kompo⸗ 
niſten Gelegenheit zu einigen Tenorarien hätte geben müſſen. 
Bei „König Richard“ vermiſſen wir den launigen Zug, 
der Mönch des heiligen Dunſtan iſt nur eine ſchwache 
Kopie des engliſchen Originals und auch der Witz des 
Wamba ſchmeckt etwas fade. Die einzige, die geblie⸗ 
ben iſt, wie Walter Scott ſie dichtete, iſt Rebecca, die 
neben dem Templer bei weitem das Hauptintereſſe in 
Anſpruch nimmt. Entſchieden beſſer iſt hingegen bie 
Muſik, die oft an den „Freiſchütz“ erinnert, und zu 
den Erfolgen der Oper offenbar das meiſte beigetragen 
hat. Sie hat nicht nur einige ſehr gelungene Chor- 
partien, ſondern auch mit Talent und Geſchick geſetzte 
Duette, wie namentlich eines zwiſchen dem Templer und 
Rebecca an Großartigkeit dem Meyerbeer'ſchen, zwiſchen 
Marcel und Valentine in den „Hugenotten“, völlig 
gleich kommt. 

Die Aufführung lag vor allem in den Händen 
des Herrn Brandes (Templer) und des Frl. Barn 
(Rebecca). Es freuet uns, berichten zu können, daß 
Beide im Spiel wie im Geſange wenig oder gar nichts 
zu wünſchen übrig ließen. Namentlich gelang Herrn 
Brandes die äußerſt anſtrengende Partie des Brian de 
Bois Guilbert in einem Maße, wie wir es kaum er- 
wartet hatten. Der Künſtler ſchloß ſich mehr dem 
engliſchen Charakter, als dem deutſchen dieſer Rolle an, 
und zeigte uns die ganze Wuth der Leidenſchaftlichkeit, 


Grenze des Schönen. Dabei ſparte der Sänger ſeine 


Mittel, jo daß er bis ans Ende aus hielt; für dieſe 


Rolle keine kleine Aufgabe. Frl. Barn hatte in ihrer 
Rebecca eine leichtere Partie, und wußte derſelben im 
Geſange wie im Spiel gerecht zu werden. Die Angſt 
vor dem Templer, ihre Liebe zu Ivanhoe, ihre feſte 
Zuverſicht auf Hülfe markirte ſie gut und treffend. 
Ebenſo genügte Herr Bagg (Großmeiſter). Leider 
läßt ſich dasſelbe aber nicht von allen andern Mitſpie⸗ 
lenden ſagen. Abgeſehen von Hrn. Fellenberg, der 
nur aus Gefälligkeit eine Operpartie übernommen hatte, 
war Herr Hallerm eier mit feiner Stimme nicht gut 
disponirt, und vermochte daher nicht in ſeinem Jvanhoe 
einen bedeutenden Erfolg davonzutragen. Hr. A bich hatte 
als Bruder Tuck den zweifelhaften Ruhm, wie ein echter 
Kirchengänger geſungen zu haben, und Herr Heim 
batte ganz gegen ſeine ſonſtige Gewohnheit zwar das 
Quecksilber in ſich, das durch Wamba's Adern fließt, 
nicht aber den Humor des Narren in ſich finden kön⸗ 
nen, jo daß die Worte feiner Hauptarie „'s muß beſſer 
gehen, 's muß beſſer gehen“ uns recht aus dem Her⸗ 
zen geſprochen waren. Nur Frl. Den ay (Rowena) 


Nicht verlor auch in dieſer Heinen Partie nicht ihren Ruhm 


ſtets rein und ſorgfältig zu ſingen, und auch Herr 


ſich auf die Verwaltung des daß der Reklanärte deshalb als die einzige Stütze ſeiner Bollé beftiedigte. Das Orcheſter hatte dem Kapell⸗ 


meiſter Herrn Kahl zu Liebe ſein beſtes gethan und 
zeichnete ſich auch geſtern bei der zweiten Aufführung, 
der wir beiwohnten, vortheilhaft aus. Das fortwäh⸗ 
rend jetzt gut beſetzte Haus ſpendete ihm und den bei⸗ 


GBörfen⸗Verichte. 

Stettin, 23. Februar. Witterung: klare Luft. 
Temper nur . 2 R, Nachts — DIOR. Wind SO. 

Weizen wenig verändert, pr. 22 Pfd. gelber 
inländ. 67½ — 70 , bunter poln. 65—69 bez., 
weißer 68 73 , ungar. 581 —64 , 83—85pfd. 
gelber per Fruhjahr 697, 69 % bez. u. Gd., 691, Br., 
Mai⸗Juni 69½ % Br. u. Gd. 

Roggen unverändert, per 2000 Pfd. loco 50—51 r 
bez, per Frühjahr 51, 51 . bez. u. Gd, Mai⸗Juni 
51¼, ½% . bez., Juni⸗Juli 52½ bez., Juli⸗Auguſt 
51½ TE Br. u. Gd 

Gerſte geſchäftslos, pr. 1750 Pfd. loco ungariſche 
41-46 %, Oderbr. 51½ 2% 4 

Hafer unverändert, pr. 1300 Pfd. loco 33 bis 
34%, W, 47 50pfd. Frübjahr 34 . Gd. 

Erbſen unverändert, pr. 2250 Pfd. loco Futter ⸗ 5⁵ 
bis 55, Koch- 56 ½ —57½ , Frühj. Futter- but, „ Br. 

Mais 2 % 2, % Br, 2 . 2½ Ge ab 


ahn bez 

Rub öl fer und höher, loco 9%, Br., Februar 
93, % Br., April-Mai 9% % Br., Juni 10 , 
Septbr.⸗Oktbr. 10 ½, ½ a bez, JJ Br. 

Spiritus matter, loco ohne Faß 14, % bez . 
mit Faß 14%, „ bez, pe. Febr. Marz 14, % bez 
Frühjahr 15 , bez, Br u. Gd., Mai-Juni 15 ½ % 
Br. u Gd., Juni⸗Juli 15% . bez. 

Angemeldet: 100 Ctr. Rüböl. 

Regulirungspreiſe: Weizen 69½, Roggen dl Yar 
Nüboöl 9¼, Spiritus 149. 


